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1. Einleitung: Politik und Arbeitsmarkt 

Das Beschäftigungs- und Arbeitsmarktsystem stellt ein zentrales Feld materieller Reproduktion 

und politischer Legitimation entwickelter Industriestaaten dar. Insofern ist es naheliegend, dass 

Regierungen versuchen, auf diesem Gebiet gute Ergebnisse vorzulegen. Dann verbinden sich 

funktionale Problemlösung und Wiederwahlchancen, was dem Credo liberaldemokratischer 

Systeme entspricht. Allerdings existieren dabei einige Hürden, die es zu überwinden gilt, wenn 

die Devise „Arbeit für alle“ realisiert werden soll. So lässt sich eine kapitalistische, international 

verflochtene Ökonomie nicht einfach steuern, staatliche Interventionen bedürfen politischer 

Mehrheiten und finanzieller bzw. organisatorischer Ressourcen. Dass gerade dieses ein Problem 

ist, zeigt der bundesrepublikanische Fall mit dem ausgeprägten Hang zur Einschränkung der 

Regierungsmacht und langwierigen Verhandlungen. Insofern stellt sich die Frage, welche 

Handlungs- und Reformspielräume denn für die rot-grüne Koalition bestanden haben, welche 

Restriktionen am Werk waren und – last but not least – welche „windows of opportunity“ 

(Kingdon 1984) sich geöffnet haben. Dabei konzentrieren wir uns vorrangig auf die aktive Ar-

beitsmarktpolitik; darunter fallen alle Maßnahmen der Vermittlung, Beratung, Qualifizierung 

und Arbeitsbeschaffung (ABM). Sie werden vor allem im SGB III (früher AFG) normiert und 

über die Bundesanstalt für Arbeit implementiert.1 

  Um die angesprochenen Fragen zu klären, wollen wir zuerst die Entwicklung des 

Politikfeldes darstellen und dann ausgewählte Aspekte einer Erklärung zuführen. Theoretische 

Grundlage bildet dabei die Vergleichende Politikfeldanalyse, insbesondere das Theorem der 

Parteiendifferenz (zum Forschungsstand vgl. Armingeon 2002, Schmidt 1993, Schmid 1998 

und 2002, Zohlnhöfer 2002). Demzufolge macht es einen Unterschied, ob bürgerliche oder so-

zialdemokratische Parteien an der Regierung sind. Dieser müsste im Feld der Arbeitsmarktpoli-

tik besonders ausgeprägt sein, da einer These von Hibbs (1977, 1991) zufolge eine Wahloption 

                                                      

1  Weitere Strategien, die hier nicht näher untersucht werden, sind die nachfrageorientierte, keynesianische Global-
steuerung, die angebotsorientierte Wirtschaftspolitik und die Umverteilung des Arbeitsvolumens bzw. Ar-
beitszeitpolitik (vgl. dazu Blancke/Schmid/Roth 2001). 

 



zwischen der Verfolgung des Vollbeschäftigungszieles, das bei Sozialdemokraten und ihrem 

Arbeiterklientel Priorität genießt, und der Bekämpfung der Inflation, die im Zentrum der bürger-

lichen Interessen liegt, besteht. Diese „politische Ökonomie der Philipps-Kurve“ basiert jedoch 

auf den Annahmen einer keynesianischen Wirtschaftssteuerung bzw. auf deren Kontrast zu mo-

netaristischen und angebotsorientierten Politikstrategien.  

  Inzwischen ist diese Differenz in der politischen Wirklichkeit weitgehend überholt, da 

sich die sozialdemokratischen Parteien im Zuge des sogenannten „Dritten Weges“ der neuen 

politisch-ökonomischen Situation angepasst und weitreichende Veränderungen gegenüber ihrer 

traditionellen programmatischen Ausrichtung vollzogen haben.2 Damit wirkt die Parteiendiffe-

renz einerseits entlang des klassischen Schemas bürgerlich vs. sozialdemokratisch und anderer-

seits entlang der Scheidelinie alte vs. neue Sozialdemokratie. Eben dieses Phänomen wird von 

uns als doppelte Wende bezeichnet und in unseren Überlegungen in den Mittelpunkt gerückt.  

 

 

2. Stand der Arbeitslosigkeit bei Regierungsübernahme 

Als 1998 die rot-grüne Koalition die Regierungsgeschäfte übernahm, sah sie sich mit einer un-

verändert hohen Arbeitslosigkeit konfrontiert, die schon auf ihre Vorgängerin starken politi-

schen Druck ausgeübt hatte. Zwischen 1993 und 1998 stieg die Arbeitslosigkeit in Deutschland 

von 7,9 % auf 9,3 % (OECD standardised unemployment rates). Auch wenn sie unter der Re-

gierung Kohl noch unterhalb des EU Durchschnitts lag, war die Entwicklung doch alarmierend: 

Im EU Durchschnitt stagnierte die Arbeitslosigkeit zwischen 1995 und 1997 und konnte z.T. 

sogar deutlich abgebaut werden, in Deutschland stieg sie dagegen weiter an (vgl. Schaubild)3. 

Wenngleich diese Entwicklung in hohem Maße den besonderen ökonomischen Bedingungen 

im Osten geschuldet war, konnte ebenfalls im Westen ein deutlicher Anstieg um rund vier Pro-

zentpunkte verzeichnet werden. Selbstverständlich waren diese Entwicklungen alleine nicht 

wahlentscheidend, jedoch beeinflussten sie in ganz erheblichem Maße das Wählerverhalten: So 

gaben zum Zeitpunkt der Bundestagswahlen 1998 im ZDF Politbarometer immerhin 80 Prozent 

der Befragen an, dass Arbeitslosigkeit das wichtigste Problem der Bundesrepublik sei 

(http://www.zdf.de/ZDFde/inhalt/0,1872,1020771,00.html).  

 

                                                      

2  Ein wichtiges Element dieses Dritten Weges ist, neben dem Arbeitsrecht, der Lohn-, Abgaben- und Steuerpolitik 
etc., die aktive Arbeitsmarktpolitik, auf die in den folgenden Ausführungen vorrangig fokussiert werden soll. 

3  Zur beschäftigungspolitischen Bilanz der Ära Kohl vgl. G. Schmid 1998; zu rot-grünen Leistungsbilanzen vgl. 
Heise 2002; Zinn 2002; Schatz 2002; Bertelsmann-Stiftung 2002; Beiträge in Schabedoth 2002. 
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Einige beschäftigungspolitische Vorstöße der christlich-liberalen Koalition, wie etwa die Errich-

tung eines „Bündnis für Arbeit“ 1995/96 sowie eine Verordnung zur Erhöhung der Freibeträge 

für arbeitende Sozialhilfeempfänger (1997) zur Schaffung von Arbeitsplätzen im Niedriglohn-

sektor scheiterten – ersteres an dem Rückzug der Arbeitnehmervertreter aus dem Bündnis im 

April 1996 (vgl. z.B. Schroeder/Esser 1999), letzteres am Widerstand des Bundesrates (vgl. 

Bundesrat 1998).  

  Was die aktive Arbeitsmarktpolitik anbelangt, wurden durch ihren massiven Einsatz 

vor allem im Osten – so auch im Wahljahr 1998 – zwischenzeitlich erhebliche 

Entlastungseffekte erzielt. Einige Neuerungen in Ostdeutschland, wie etwa die produktiven 

Lohnkostenzuschüsse Ost, die Förderung von Existenzgründungen für Arbeitslose sowie die 

Gründung von Beschäftigungsgesellschaften gaben zunächst Innovationsimpulse für die 

Weiterentwicklung des Arbeitsförderungsrechts (J. Schmid/Blancke 1997), die schließlich 

Eingang in das Arbeitsförderungsreformgesetz von 1997 fanden. Mit dem Reformgesetz und 

seiner Überführung in das SGB III 1998 wurde zudem auf eine verstärkte Aktivierung der 

Arbeitslosen gezielt (etwa durch Verschärfung der Zumutbarkeitskriterien bei Arbeitsaufnahme, 

Pflicht zur aktiven Arbeitssuche etc.). Zuvor schon wurden Neuregelungen im Sozialhilferecht 

eingeführt, mit denen ebenfalls verstärkt Arbeitsanreize und Beschäftigungshilfen für 

Arbeitslose gegeben wurden. Insgesamt gesehen blieb eine wirklich umfassende 

Neuorientierung in der aktiven Arbeitsmarktpolitik aus und trug die Reform des 

Arbeitsförderungsgesetzes in der Ära Kohl Züge vorwiegend inkrementeller Anpassungspro-

zesse (vgl. ausführlicher Zohlnhöfer 2001; G. Schmid 1998).  
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3.  Die Arbeitsmarktpolitik der rot-grünen Regierung: wichtige Entwicklungen und 

Ereignisse 

Vor dem Hintergrund der ungebrochen schlechten Situation auf dem deutschen Arbeitsmarkt 

machte die SPD die Arbeitsmarktpolitik zu einem zentralen Wahlkampfthema. Unter den 

„Neun guten Gründen, die SPD zu wählen“ befasste sich schon der erste Punkt mit dem Thema 

„Mehr Arbeitsplätze“.4 Angekündigt wurde für den Fall des Wahlsiegs die Senkung der Ar-

beitslosigkeit von über 4,2 (1998) auf 3,5 Millionen. Dies sollte unter anderem durch eine kon-

zertierte Aktion, ein „Bündnis für Arbeit, Innovation und Gerechtigkeit“ erzielt werden. Arbeits-

losigkeit, so lautete der Slogan, lässt sich bekämpfen.  

  Nach den Wahlen brachte die neue Bundesregierung das Bündnis für Arbeit, wie zuvor 

angekündigt, zügig auf den Weg. Schon am 7. Dezember 1998 wurde ein „Bündnis für Arbeit, 

Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“ konstituiert und in der Folge eine Benchmarkinggruppe 

zur sachlichen und wissenschaftlichen Begleitung eingesetzt (vgl. auch Heinze i.d.B.). Auf brei-

ten Konsens im Bündnis stieß das „Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit“ der 

Bundesregierung vom 25.11.1998. Gleichzeitig setzte die Koalition, gemäß ihrer Wahlverspre-

chen, einige Gesetze der Regierung Kohl wieder außer Kraft, so die gelockerten Kündigungs-

schutzbestimmungen und die Kürzungen bei der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Zu den 

Maßnahmen der ersten Stunde gehört ferner das „Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversiche-

rung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte“  

� mit dem unter anderem die Scheinselbständigkeit eingedämmt werden sollte (Renten-

versicherungspflicht für arbeitnehmerähnliche Selbständige)  

� und die Sozialversicherungspflicht für geringfügig Beschäftigte eingeführt wurde (Neu-

regelungen für 630 Mark Jobs/325 Euro Jobs). 

Das Gesetz wurde noch im November 1998 vom Bundeskabinett beschlossen und trat zum 

01.01.1999 in Kraft (BMA Pressestelle 20.11.1998). 

Nach diesen ersten Aktivitäten trat zunächst Ruhe in der Arbeitsmarktpolitik ein. Im Juni 1999 

erregte alleine das Blair- Schröder-Papier (Blair/Schröder 1999) hohe Aufmerksamkeit. Disku-

tiert wurde eine fundamentale Neuorientierung, ein „Dritter Weg“ der wohlfahrtsstaatlichen und 

insbesondere arbeitsmarkpolitischen Ausrichtung der beiden sozialdemokratischen Regierun-

gen. Mit der Formel „Welfare to Work“ wurde eine Strategie angekündigt, die weg von kom-

pensatorischen Leistungen hin zu einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik weist, welche Pflich-
                                                      

4  Die SPD hatte im Rahmen des Wahlkampfes Karten im Scheckkartenformat verteilt, auf denen „Neuen Gründe, 
die SPD zu wählen“ angegeben waren (eine Bilanz nach vier Jahren Regierungsarbeit der Koalition entlang dieser 
Karte in: <http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,179261,00.html>)  
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ten und Rechte – Fördern und Fordern –, stärker als zuvor miteinander verknüpft und auf der 

einen Seite Druck auf Arbeitslose ausübt, eine Beschäftigung aufzunehmen, auf der anderen 

Seite hierfür entsprechende Hilfestellungen und Förderprogramme zur Verfügung stellt (vgl. 

Benchmarking-Gruppe 2000, Cox 1998; Picot/J. Schmid 2000). Zusätzliche Arbeitsplätze, so 

das Blair-Schröder-Papier, sollten durch einen Abbau von Beschäftigungshindernissen in Sekto-

ren mit niedriger Produktivität geschaffen werden, also in den Niedriglohnsektoren. Auch Teil-

zeitarbeit und geringfügige Beschäftigungsverhältnisse sollten (gegebenenfalls unter Mithilfe 

von Subventionen) gefördert werden.  

  Das Papier wies auf eine Strategie hin, die im deutschen Kontext einiger Anpassungen 

und Neuerungen bedurft hätte. So wurde letztlich die Notwendigkeit zu einer Erhöhung des An-

teils der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik impliziert, einer weiteren Verschärfung der 

Bezugsbedingungen von Arbeitslosengeld und -hilfe bei Ablehnung einer angebotenen 

Beschäftigung, stärkeren Qualifizierungsanstrengungen, einer gezielteren Betreuung der 

Arbeitslosen, etwa durch individuelle Förderkonzepte, einer wie auch immer gearteten 

Teilzeitoffensive und einer Möglichkeit zur Subventionierung von Niedriglohnjobs. Zu 

erwarten war dementsprechend eine Abkehr von traditionellen sozialdemokratischen (d.h. 

stärker nachfrageorientierten) hin zu stärker angebotsorientierten Strategien, wie sie schon von 

der Vorgängerregierung eingeleitet wurden.  

  Das Papier blieb jedoch zunächst folgenlos, bestehende Maßnahmen wurden ausgebaut 

oder weitergeführt, aber von einem Richtungswechsel im Sinne des Blair-Schröder-Papiers 

kann bis Mitte 2001 nicht die Rede sein.5 Vielmehr ist ab Mitte 1999 bis Ende 2001 das Ver-

klingen jeglichen Reformeifers zu konstatieren. Einzige Neuerung war die Erprobung von Mo-

dellprojekten für Geringqualifizierte (CAST), sowie im April 2001 die Einführung von Modell-

vorhaben zur verbesserten Zusammenarbeit von Arbeits- und Sozialämtern (MOZART).  

Erst ab Ende 2001 entfachte neuer Reformeifer:  

� Am 19.09.2001 beschloss das Bundeskabinett den Entwurf des Job-Aqtiv-Gesetzes, 

das eine umfassende Neuorientierung des SGB III/der Arbeitsförderung in Richtung 

Aktivierung/Fördern und Fordern vorsieht. Am 30. November passierte das Gesetz den 

Bundesrat und trat zum 01.01.2002 in Kraft.  

� Am 6. Februar 2002 beschloss die Bundesregierung die flächendeckende Einführung 

eines Modells zum Kombilohn (Mainzer-Modell). Das Modell blieb jedoch hinter den 

Forderungen verschiedener Arbeitsmarktexperten, der Benchmarkinggruppe des 

                                                      

5 Möglicherweise wird das Papier im Hinblick auf seine politische Steuerungsintention überschätzt; u..E. hat es vor-
wiegend die Funktion, das innerparteiliche Terrain zu sondieren. 
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Bündnis für Arbeit, der Grünen und des Kanzleramts zurück.  

� Am 22. März 2002 beschloss der Bundesrat die Vergabe von Gutscheinen für die pri-

vate Arbeitsvermittlung, womit die Vermittlungsdauer für Arbeitslose gesenkt werden 

soll.  

� Am 22. März 2002 wurde im Bundesrat zudem die Neuorganisation der Bundesanstalt 

für Arbeit beschlossen. Hierzu war von der Bundesregierung eine Reformkommission 

eingesetzt worden. Die Kommission aus Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern, 

Wissenschaftlern, Politikern und Unternehmensberatern unter der Leitung des VW-

Managers Peter Hartz hatte den Auftrag zur Ausarbeitung einer Arbeitmarktreform. 

Die Ergebnisse wurden am 16. August 2002 vorgestellt 

(<http://www.bma.bund.de/download/Hartz-Kommission/kurzfassung.pdf>). Am 21. 

August beschloss das Bundeskabinett die zügige Umsetzung der Vorschläge, am 

4.September wurden schließlich erste Umsetzungen noch vor den Wahlen am 

22. September verkündet. 

 

Aus den verschiedenen arbeitsmarktpolitischen Aktivitäten der rot-grünen Bundesregierung las-

sen sich drei Phasen identifizieren, die im Folgenden einer vertieften Analyse unterzogen wer-

den sollen:  

1. Einlösung der Wahlversprechen Ende 1998 bis Mitte 1999 und erste Aktivitäten mit 

dem Bündnis für Arbeit und dem Sonderprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslo-

sigkeit .  

2. Weitgehender Stillstand zwischen Ende 1999 und Ende 2001, alleine die Erprobung 

von Niedriglohnkonzepten (CAST) und 28 Modellvorhaben zur verbesserten Zusam-

menarbeit zwischen Arbeitsämtern und Sozialämtern (MOZART) werden beschlossen.  

3. Verstärkte Anstrengungen zwischen Ende 2001 und September 2002 mit der flächen-

deckenden Einführung der Subvention von Niedriglohnjobs, dem Job-AQTIV Gesetz, 

der Reform der Bundesanstalt für Arbeit und dem Einsatz der Hartz Kommission so-

wie der ersten Umsetzung ihrer Vorschläge.  

 

Betrafen die bisherigen Ausführungen die qualitative Seite der Arbeitsmarktpolitik, so ist auch 

ein Blick auf die quantitative Seite zu werfen und zu untersuchen, ob über die Ausweitung der 

finanziellen Ressourcen für aktive Arbeitsmarktpolitik eine sozialdemokratische Strategie und 

eine Aktivierungsstrategie im Sinne des Blair-Schröder-Papiers stattgefunden hat. Diese Frage 

muss weitgehend verneint werden. Zwar kann seit 1999 eine Erhöhung der Ausgaben für aktive 

Arbeitsmarktpolitik konstatiert werden: Nach Regierungsübernahme im Herbst 1998 stieg der 
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Anteil der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik am Gesamtbudget der Bundesanstalt für 

Arbeit von 35,9% (1998) auf 41,1% (1999) und wurde seitdem auf diesem Niveau weiterge-

führt (wobei auch das Gesamtbudget leicht gestiegen ist). Gleichwohl hatten auch Erhöhungen 

des Budgets schon in früheren Jahren unter der Regierung Kohl stattgefunden und war die Höhe 

des Anteils nun keineswegs als außergewöhnlich zu bezeichnen.  

 

 

4. Politikwissenschaftliche Erklärungen der doppelten Wende 

4.1  Einlösung von Wahlversprechen und Anpassung nach sozialdemokratischer Pro-

grammatik  

Legt man die Parteiendifferenzhypothese einer Untersuchung der Arbeitsmarktpolitik unter der 

Regierung Schröder zugrunde, so bestätigen sich für die erste Phase durchaus Annahmen einer 

sozialdemokratischen Wende: Die ersten Maßnahmen der rot-grünen Bundesregierung gingen 

hochgradig konform mit klientelbezogenen Vorstellungen und setzten einen deutlich sozialde-

mokratischen Akzent. So erfüllte die Koalition mit der Zurücknahme der Gesetze ihrer Vorgän-

gerregierung Wünsche ihrer Wählerklientel und Forderungen der Gewerkschaften im Bereich 

Arbeitsregulierung: Die christlich-liberale Koalition hatte 1996 mit dem „Programm für mehr 

Wachstum und Beschäftigung“ (CDU/CSU 1996) ein Maßnahmepaket vorgelegt, das als Basis 

weitreichender Deregulierungen galt und bei den Gewerkschaften auf äußerst heftige Kritik 

stieß. Das Programm der Koalition sah unter anderem Leistungsbeschränkungen bei der Lohn-

fortzahlung im Krankheitsfall (Absenkung der Lohnfortzahlung von 100 % auf 80 % der zuvor 

gezahlten Monatsbezüge; Anrechnung von Urlaubstagen bei Kuren) und die Lockerung der 

Kündigungsschutzbestimmungen (Geltung des Kündigungsschutzgesetzes erst bei Betrieben ab 

zehn Mitarbeitern anstatt wie bislang bei fünf Mitarbeitern) vor. Insbesondere diese beiden 

Maßnahmen, aber auch die anderen Vorhaben der Regierung wurden seitens der Gewerkschaf-

ten als dezidiert wirtschaftsfreundlich und gewerkschaftsfeindlich interpretiert und als „völlig 

unakzeptabel“ bezeichnet (DGB et al. 1996). Der Vorstoß der christlich-liberalen Bundesregie-

rung bewegte schließlich die Arbeitnehmervertreter, sich im April 1996 aus dem Bündnis für 

Arbeit zurückzuziehen und einen stärkeren Konfrontationskurs zu fahren (vgl. z.B. Schroe-

der/Esser 1999; Schmitthenner 1998; Urban 1998; Schulten 1997).  

  Noch im Wahlkampf 1998 wurde deutlich, dass eine SPD geführte Bundesregierung 

diese Gesetze rückgängig machen würde. Mit dem Einlösen der Wahlversprechen direkt nach 

dem Wahlsieg präsentierte sich die Bundesregierung als tatkräftig und arbeitnehmerfreundlich. 

Gleichzeitig hoffte die Regierung, damit die Gewerkschaften im Bündnis für Arbeit auf Koope-

rationskurs zu bringen – eine Fehlannahme, wie sich später zeigte.  
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  Auch das Gesetz gegen Scheinselbständigkeit und das 630 Mark Gesetz tragen grund-

sätzlich sozialdemokratische und gewerkschaftsnahe Züge. Ersteres legt fest, dass Erwerbstäti-

gen, die ihrem Erscheinungsbild nach Arbeitnehmer sind, jedoch als Selbständige arbeiten, der 

Status eines sozial abgesicherten Unternehmers zukommen soll. Letzteres sieht die Sozialversi-

cherungspflicht geringfügig Beschäftigter vor. Schließlich ist auch der Rechtsanspruch auf Teil-

zeit, vom Kabinett am 27. September 1998 beschlossen, dieser Kategorie der sozialdemokra-

tisch und gewerkschaftlich „verträglichen“ Gesetze zuzuordnen. Alle drei Gesetze wurden aus-

drücklich seitens der Gewerkschaften begrüßt. 

  Was das Bündnis selbst anbelangt, so scheint seine sozialdemokratische Ausrichtung 

zunächst eher vage. Zwar haben sich in der Geschichte (auch in Europa) eher sozialdemokrati-

sche Regierungen geneigt gezeigt, solche Bündnisse zu bilden. Gleichzeitig zeigt aber der euro-

päische und auch der innerdeutsche Vergleich, dass korporatistische Arrangements keine Do-

mäne der Sozialdemokraten darstellen – in Deutschland existierte zur Zeit der Regierungsbil-

dung z.B. schon ein gut funktionierendes Bündnis im CSU regierten Bayern.6 Und auch die 

Themenbesetzung im Bündnis zeigte sich weit davon entfernt, die in den 70er Jahren typischen 

und stark sozialdemokratisch orientierten Bereiche solcher Arrangements (keynesianische 

Nachfragesteuerung) zu besetzen. Vielmehr kann hier von einem „Wettbewerbskorporatismus“ 

(competitive corporatism) gesprochen werden, in dessen Vordergrund nun angebotsorientierte 

Policies stehen (Rhodes 1998: 182 ff.; Traxler 2000: 415; Hassel 1999; Klein 2000; vgl. auch 

Lehmbruch 2000). Gleichwohl wurde gerade vor dem Hintergrund des gescheiterten Bündnis-

ses unter Kohl und der Rücknahme der Gesetze zur Lohnfortzahlung und zum Kündigungs-

schutz ein deutlich sozialdemokratischer Akzent gesetzt: Nach der Vorstellung ihres Wachs-

tumsprogramms war die Vorgängerregierung 1996 am Rückzug der Gewerkschaften geschei-

tert – mit der Rücknahme der Gesetze, die diesem Programm gefolgt waren, fiel es der SPD 

leichter als seinerzeit der CDU, die Gewerkschaften ins Boot zu ziehen und Vertrauen zu ge-

winnen, zumal die eigentliche Initiative zur Bildung eines Bündnisses 1995 vom IG Metall Vor-

sitzenden Zwickel ausging.  

  Eine „klassisch“ sozialdemokratische Beschäftigungsstrategie, d.h. eine keynesianische 

Nachfragesteuerung, wie sie Oskar Lafontaine, bis zum 11. März 1999 Finanzminister der Koa-

lition, forderte, war allerdings schon aus institutionellen Gründen nicht (und schon gar nicht im 

deutschen Alleingang) durchführbar, denn die Unabhängigkeit der EZB und die Maastricht-

                                                      

6  Vgl. zu diesem Aspekt und den Folgen für die Leistungsfähigkeit des politischen Systems der Bundesrepublik 
Blancke 2002 und Tiemann/Kaulisch 1999.  
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Kriterien stellten nur schwer zu überwindende Schranken dar7. Gleichzeitig fand sie unter den 

Reformern in der SPD um Kanzler Schröder auch keinerlei Rückhalt; hier dominierte eine wirt-

schaftspolitische Überzeugung, die stärker auf angebotsorientierte Strategien, Entlastung der 

Wirtschaft und Haushalskonsolidierung setzte. Damit befand sich Lafontaine von zwei Seiten 

bedrängt: Zum einen musste er gegen die Widerstände der Europäischen Zentralbank angehen 

und versuchen, die bisher verweigerten Zinssenkungen durchzusetzen. Hierzu bemühte sich La-

fontaine um Kooperation mit den anderen (ebenfalls mehrheitlich sozialdemokratisch geführ-

ten) Mitgliedsländern der EU; sein Ziel war eine europaweit abgestimmte Lohnpolitik, welche 

Preisstabilität fördern und der EZB die notwendige Sicherheit für Zinssenkungen geben sollte. 

Darüber hinaus strebte er an, die europäischen Nachbarn zu kreditfinanzierten Ausgabepro-

grammen zu bewegen (Der Spiegel, 7/99, 10/99). Zum anderen musste er gegen die Reformer 

der SPD, repräsentiert durch den Kanzler und Kanzleramtsminister Bodo Hombach, angehen. 

Durchsetzen konnte sich Lafontaine alleine bei einer zunächst expansiven Fiskalpolitik (vgl. 

Zohlnhöfer i.d.B.). Doch die parteiinternen Machtkämpfe zwischen dem Reformflügel auf der 

einen und dem „linken“ Flügel auf der anderen Seite wurden schließlich zugunsten des Kanzlers 

entschieden. Eine Demontage des Kanzlers durch seine eigene Partei hätte eine zu starke Desta-

bilisierung der Regierung mit sich gebracht, eine Gefahr, die sich disziplinierend auf die partei-

internen Flügelkämpfe auswirkte. Nach dem Rücktritt des Bundesfinanzministers, seiner Nie-

derlegung des Bundestagsmandates und dem Antritt Hans Eichels als Finanzminister wurde ein 

harter fiskalpolitischer Konsolidierungskurs eingeleitet und verhallte der Ruf nach keynesiani-

schen Rezepten schnell. Heute finden Forderungen nach einer makroökonomischen Globalsteu-

erung vorrangig in Gewerkschaftskreisen, kaum jedoch in der SPD ihr Echo (vgl. Welzmüller 

2002).   

 

4.2  Stagnation im Verhandlungslabyrinth  

Mit dem Rücktritt Lafontaines wurde der linke Flügel der SPD deutlich geschwächt und schien 

der Weg für eine stärkere Reformorientierung, für einen „zweiten Wandel der Politik“ frei. Dies 

erwies sich jedoch weitgehend als Fehlannahme. Zwar hatte der Kanzler mit dem Schröder-

Blair Papier eine Neuorientierung in der Arbeitsmarktpolitik angekündigt und seinen Reform-

willen in Richtung „Dritter Weg“/„Angebotsorientierte Politik von links“ bekräftigt, in der Pra-

xis hingegen tat sich äußerst wenig.  

  Der Konflikt um den Reformkurs in der Arbeitsmarktpolitik entbrannte insbesondere in 

                                                      

7  Zur Diskussion der damit implizierten Parteiendifferenzhypothese und makropolitischer Steuerung vgl. Hibbs 1977 
und insbesondere Boix 2000. 
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der Debatte um die Einführung subventionierter Niedriglohn-Jobs, die gleichzeitig Teil der Ge-

spräche im Bündnis für Arbeit waren (vgl. Blancke 2002: 137 ff.). Nach dem Wahlsieg der SPD 

wurde, wie zuvor angekündigt, der Themenkomplex Bestandteil der Koalitionsverhandlungen 

zwischen SPD und Bündnis 90/Die Grünen (vgl. Bundesregierung 1998). Im Rahmen des 

„Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit“, so sah der Koalitionsvertrag vom 

20. Oktober 1998 vor, sollten unter anderem Vereinbarungen zum Thema „Beschäftigungs-

chancen für Geringqualifizierte“ getroffen werden. Am 10. Mai 1999 legte die Arbeitsgruppe 

Benchmarking des Bündnisses8 denn auch erste Eckpunkte für eine Strategie zur Arbeitsmarkt-

integration Geringqualifizierter und zum Abbau der Arbeitslosigkeit vor. Gleichzeitig wurde das 

Papier von zwei Wissenschaftlern der Benchmarkinggruppe im „Spiegel“ vorgestellt 

(Streeck/Heinze 2000; vgl. auch: Der Spiegel, Nr. 19/1999: 30-37). Der Tenor des Papiers war 

deutlich: Um der Beschäftigungskrise in Deutschland wirksam zu begegnen, sei insbesondere 

die Ausweitung der niedrigentlohnten Dienstleistungen notwendig; um die Beschäftigung in 

diesem Sektor zu stimulieren, seien Subventionen der Beschäftigten in diesem Bereich denkbar. 

  Der Artikel im „Spiegel“ und das Eckpunktepapier der Gruppe stießen bei Mitgliedern 

des Bündnis, bei den Gewerkschaften, aber auch bei den gewerkschaftsnahen Teilen der SPD 

auf heftige Ablehnung (IG Metall 1999; vgl. auch Der Spiegel, Nr. 20, 17.05.1999: 60 ff.). 

Schon in früheren Stellungnahmen hatten sich die Gewerkschaften gegenüber der Errichtung 

eines Niedriglohnsektors grundsätzlich skeptisch und ablehnend gezeigt, da Lohndumping und 

Lohnspreizung befürchtet wurden. Zudem wurde die Auffassung vertreten, dass nicht eine So-

zialhilfefalle die Arbeitsaufnahme von Sozialhilfeempfängern verhindert, sondern ein Mangel 

an Arbeitsplätzen sowie individuelle Vermittlungshemmnisse. Zur Behebung dieser Probleme 

sollten die Arbeitsnachfrage verstärkt und Qualifizierung und Betreuung der Arbeitslosen ge-

fördert werden (vgl. auch DGB 2001). Die Gewerkschaften waren allenfalls bereit, Entlastun-

gen für Arbeitgeber zur Stimulation der Arbeitsnachfrage und einer deutlichen Beschränkung 

der Maßnahmen auf Langzeitarbeitslose und besondere Zielgruppen zuzustimmen. Der Vorstoß 

der Benchmarkinggruppe verstimmte die Gewerkschaften in hohem Maße und veranlassten sie 

zu schärfster Kritik. Dagegen präferierten die Arbeitgebervertreter im Bündnis generell Zahlun-

gen bzw. Entlastungen für die Arbeitnehmerseite, was zur Überwindung der „Sozialhilfefalle“ 

beitragen sollte. Die SPD Bundestagfraktion dagegen plädierte für Mischmodelle, bei denen 

Zahlungen bzw. Entlastungen sowohl für die Arbeitgeber als auch für die Arbeitnehmer erfol-

                                                      

8  Unterhalb des Spitzengesprächs des Bündnisses wurde die Steuerungsgruppe eingesetzt, die die einzelnen Arbeits- 
und Expertengruppen koordiniert und die Beratungen der Spitzengespräche vorbereitet. Ihr arbeitet die Benchmar-
kinggruppe zu, der fünf Wissenschaftler angehören. Ihre Aufgabe ist es, u.a. auf der Basis internationaler Verglei-
che Reformmöglichkeiten für die nationale Politik zu erarbeiten.  
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gen sollten. Die Grünen rückten zwar von ihren Vorstellungen eines allen Bürgern zustehenden 

Bürgergeldes ab, setzten sich aber für die flächendeckende Einführung subventionierter 

Niedriglöhne ein.  

  Nach äußerst konfliktreichen Verhandlungen konnten die Bündnispartner erst im 

November 1999 ein Ergebnis erzielen. Der Entscheidungsprozess im Bündnis endete jedoch mit 

einer Einigung auf dem kleinsten gemeinsamer Nenner, nämlich der Erprobung zweier deutlich 

abgespeckter Modelle in vier Bundesländern. Die Modellvorhaben sollten von September 2000 

bis Ende 2002 unter dem Projektnamen CAST (Chancen und Anreize zur Aufnahme sozialver-

sicherungspflichtiger Tätigkeiten) durchgeführt werden. Das Ansinnen des Kanzleramtes, der 

Benchmarking-Gruppe und des Reformflügels der SPD, schnell zu einer möglichst weitrei-

chenden Lösung zu kommen, war am Widerstand insbesondere der Gewerkschaften im Bünd-

nis gescheitert. Ein Alleingang der Bundesregierung jedoch hätte das Ende des Bündnisses, des 

Aushängeschilds der Bundesregierung, welches zudem dringend materieller Ergebnisse bedurf-

te, bedeutet. Auch war nicht sicher, ob eine Bundestagsmehrheit hätte erreicht werden können, 

da auch Teile der SPD den weitreichenden Niedriglohnkonzepten äußerst skeptisch gegenüber 

standen, wie z.B. Ottmar Schreiner, Vorsitzender der SPD-Arbeitsgemeinschaft für Arbeitneh-

merfragen (<http://www.dradio.de/cgi-bin/es/neu-interview/1546.print>).  

  Abgesehen von „Modellprojekten zur Verbesserung der Zusammenarbeit von 

Arbeitsämtern und Trägern der Sozialhilfe“ (MOZART), und dem Teilzeit- und 

Befristungsgesetz, welches alleine die Umsetzung einer EU Richtlinie darstellte, wurden weitere 

Reformanstrengungen seitens der Bundesregierung zwischen 1999 und Anfang 2001 gar nicht 

erst in Angriff genommen. Zum einen schien die Niedriglohndebatte kräftezehrend und 

strapazierte das Bündnis für Arbeit sowie das Verhältnis der Bundesregierung zu den 

Gewerkschaften und dem linken Flügel der SPD in hohem Maße. Eine Verschärfung der 

Bezugsberechtigung von Arbeitslosengeld und -hilfe sowie andere aktivierende Maßnahmen, 

die im Blair-Schröder-Papier angedeutet wurden, hätten zu einer weiteren Konfrontation – mit 

ungewissem Ausgang – geführt, möglicherweise eine endgültige Einigung im Bereich 

Niedriglohn gar gefährdet. Zum anderen schien ein solcher Kurs zwischenzeitlich auch nicht 

mehr vordringlich: Seit Mitte 1999 ging die Zahl der Arbeitslosen kontinuierlich zurück, im 

November 1999 meldet die Pressestelle des BMA für Oktober des Jahres den niedrigsten Stand 

an Arbeitslosen (3,88 Mio.) seit Herbst 1996, ein Jahr später für Oktober 2000 nur 3,61 Mio., 

den niedrigsten Stand in einem Oktober seit 1995. Das Ziel der Senkung der Arbeitslosigkeit 

auf 3,5 Mio. schien in greifbarer Nähe, „unnötige“ Konflikte und unpopuläre Maßnahmen 

konnten angesichts des sinkenden Problemdrucks vorerst vermieden und weitere 

Reformvorhaben mit „ruhiger Hand“ vorbereitet werden. Dies kam nicht zuletzt Arbeitsminister 

Riester entgegen, der seine Prioritäten bei der mit seinem Namen verknüpften Rentenreform 
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Namen verknüpften Rentenreform und der Novelle der Mitbestimmung setzte.  

 

 

4.3 Kurswechsel und reformpolitischer Endspurt im Vorfeld der Wahl 

Doch schon im Frühjahr 2001 gab es erste Anzeichen dafür, dass die Entwicklungen auf dem 

Arbeitsmarkt hinter den Erwartungen zurückblieben; in den folgenden Monaten verschärfte sich 

diese Situation weiter, die Zahl der Arbeitslosen stieg an und stellte die „Politik der ruhigen 

Hand“ des Kanzlers in Frage. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der im September 2002 anste-

henden Bundestagswahlen und des langsam beginnenden Wahlkampfes sah sich die Bundesre-

gierung nun unter Reformdruck, würde sie sich doch für eine Verfehlung ihres arbeitsmarktpoli-

tischen Ziels rechtfertigen müssen.  

  In der Folge zeigten sich nun verstärkte Bemühungen um die Reform des SGB III. Am 

19. September verabschiedete das Bundeskabinett den Entwurf zur Reform der arbeitsmarktpo-

litischen Instrumente, das sogenannte Job-Aqtiv-Gesetz Gesetz, das am 9.November vom Bun-

destag und am 30. November vom Bundesrat verabschiedet wurde. Zu den wichtigsten Neue-

rungen gehören unter anderem:  

� Zu Beginn der Vermittlungstätigkeiten haben die Arbeitsämter zusammen mit dem Ar-

beitsuchenden dessen Bewerberprofil zu ermitteln (profiling) und in einer Eingliede-

rungsvereinbarung festzuhalten.  

� Arbeitslose, deren Eingliederung voraussichtlich erschwert ist oder die nicht binnen 

sechs Monaten vermittelt werden, sind z.B. durch eine Beauftragung Dritter und andere 

Anstrengungen (Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumente etc.) verstärkt zu unter-

stützen.  

� Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen können ohne Wartezeit eingesetzt werden, außerdem 

müssen Qualifizierungsanteile gewährt werden.  

� Kurzzeitige Qualifizierungsmaßnahmen von bis zu 12 Wochen (Trainingsmaßnahmen) 

und Mobilitätshilfen sollen Langzeitarbeitslosigkeit vorbeugen und den Vermittlungs-

prozess unterstützen. Arbeitgebern, die ungelernte oder gering qualifizierte Arbeitneh-

mer für eine Qualifizierung freistellen, kann der Lohn teilweise oder ganz erstattet wer-

den.  

� Einige Maßnahmen (wie der Eingliederungszuschuss für jüngere Arbeitnehmer ohne 

Berufsausbildung und berufsvorbereitende Maßnahmen) wurden aus dem Sofortpro-

gramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit übernommen und sollen ab 2004 als 

Regelinstrumente der Arbeitsförderung gelten.  

� Betriebe, die einem beschäftigten Arbeitnehmer die Teilnahme an einer beruflichen 
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Weiterbildung ermöglichen und für diese Zeit einen Arbeitslosen als Vertreter einstel-

len, können einen Zuschuss in Höhe von 50 bis 100 Prozent des Arbeitsentgelts erhal-

ten (Job-Rotation). 

� Die Arbeitnehmerüberlassung wird erleichtert und die Überlassungsdauer eines 

Leiharbeitnehmers an einen Entleiher von bisher 12 aufeinander folgende Monate auf 

24 Monate verlängert.  

� Auf die jährliche Absenkung der Arbeitslosenhilfe (wegen Qualifikationsverlust) kann, 

wenn kein Qualifikationsverlust eingetreten ist (Teilnahme an einer Qualifizierungs-

maßnahme), verzichtet werden.  

� Wer Angebote zur Qualifikation oder ein Arbeitsangebot ohne wichtigen Grund aus-

schlägt, kann zeitweise Leistungen gestrichen bekommen.  

 

Das Gesetz trägt eindeutige Züge eines arbeitsmarktpolitischen Wandels weg von den bislang 

üblichen nachfrageorientierten Strategien (Lohnkostenzuschüsse, Arbeitsbeschaffungsmaßnah-

men, Strukturanpassungsmaßnahmen) hin zu einer stärker angebotsorientierten Arbeitsmarktpo-

litik. Dies sollte jedoch nicht, wie unter der christlich-liberalen Koalition, durch Verschärfung 

der Anspruchsbedingungen für passive (lohnkompensatorische) Maßnahmen angestrebt wer-

den, sondern durch Veränderungen der materiellen Inhalte der aktiven Maßnahmen: durch das 

individuelle profiling der Arbeitslosen, die Verkürzung der Wartezeiten auf eine arbeitsmarkt-

politische Maßnahme, die Verlängerung der möglichen Leiharbeitszeiten, Job-Rotation und ver-

stärkte Qualifizierungsanstrengungen. Damit handelte es sich um eine Strategie, die bis auf we-

nig Ausnahmen auf allen politischen Ebenen konsensfähig war und auch von den Gewerkschaf-

ten und dem linken Flügel der SPD begrüßt wurde. Schließlich wurde auf weitreichende Kür-

zungen bei Leistungen verzichtet und fanden sich auch sonst kaum kontroverse Maßnahmen im 

Gesetz. Alleine die Verlängerung der Ausleihzeiten bei der Arbeitnehmerüberlassung stieß bei 

den Gewerkschaften auf entschiedene Kritik (DGB 2001).  

  Die zweite Reformmaßnahme betrifft die Niedriglohnmodelle: Ursprünglich war ge-

plant, die Modelle bis Ende 2002 zu erproben. Nach einer ersten Evaluation der Ergebnisse En-

de 2001 kristallisierte sich das Mainzer Modell, das Subventionen der Sozialversicherungsbei-

träge auf Seiten der Arbeitnehmer vorsieht, als das erfolgversprechendere heraus. Vor dem Hin-

tergrund der problematischen Arbeitsmarktsituation und des Bundestagswahlkampfes 2002 be-

schloss das Bundeskabinett schon am 6. Februar 2002 die flächendeckende Einführung des 

Mainzer Modells. Zwar wurde damit das Ziel der Förderung Geringqualifizierter, wie seitens 

der Bundesregierung schon 1998 angekündigt, erreicht. Aufgrund der Vorgeschichte im Bünd-

nis blieb das Konzept jedoch äußerst weit hinter den ursprünglichen Überlegungen zurück. Er-
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neute Maximalforderungen seitens Bündnis 90/Die Grünen, welche sämtliche Arbeitsverhält-

nisse im Niedriglohnbereich entsprechend subventionieren wollten, wurden entschieden zu-

rückgewiesen (vgl. auch Handelsblatt, 13.01.2002), der Streit im Wahljahr herunter gespielt und 

nach außen Gleichklang zwischen SPD und Grünen gezeigt (vgl. auch Tagesspiegel, 

13.01.2002).  

  Insgesamt wurde mit den beiden Reformmaßnahmen ein zweiter Wandel eingeleitet, 

der nicht mehr die „linke“ sozialdemokratische Handschrift der ersten Stunden trug, sondern die 

eines „dritten Weges“ hin zu einer aktivierenden Strategie des „Förderns und Forderns“, wie im 

Blair-Schröder-Papier angekündigt. Möglich wurde diese Strategie durch einen erheblichen 

Problemdruck, der die Wiederwahlchancen der SPD stark gefährdete. Mit dem erneuten An-

stieg der Arbeitslosigkeit entstand derart breiter Unmut über die arbeitsmarktpolitische Perfor-

manz der Bundesregierung, dass Reformen unumgänglich waren. Gleichzeitig wurden diese so 

kurz vor den Bundestagswahlen durchgeführt, dass innerparteiliche Konflikte sowie Dissens mit 

den Gewerkschaften den Wahlgewinn der SPD gefährden würden. Dies disziplinierte zwar in-

nerparteiliche und gewerkschaftliche Widerstände, gleichzeitig war die Regierung jedoch ge-

zwungen, diesen Akteuren gegenüber Konzessionen zu machen – womit das Ausmaß der Re-

formen hinter den angestrebten Zielen zurückblieb und auf Kürzungen bei passiven Leistungen 

zur Verstärkung der Anreize zur Arbeitsaufnahme weitgehend verzichtet wurde. 

  Anfang 2002 öffnete sich für die Regierung eine weitere Reformchance, die zunächst 

mit einem Skandal begann: Am 5. Februar äußerte der Bundesrechnungshof im Prüfungsbericht 

massive Kritik an der Vermittlungsstatistik der Arbeitsämter. Die geprüften Arbeitsämter buch-

ten rund 70 Prozent der statistisch erfassten Vermittlungen fehlerhaft; tatsächlich konnten die 

Arbeitsämter weit weniger Stellenangebote besetzen als die Vermittlungszahlen auswiesen. In 

den folgenden Tagen geriet das System der Arbeitsvermittlung zunehmend unter Druck. Neben 

den arbeitsmarktpolitischen Instrumenten und der mangelhaften Vermittlungstätigkeit wurde 

vor allem auch der hohe bürokratische Aufwand kritisiert und die Tatsache, dass der geringste 

Teil der Mitarbeiter der BA tatsächlich mit Vermittlungsaufgaben vor Ort betraut waren. Nicht 

nur die Union, sondern auch Parlamentarier der Grünen und die Arbeitgeberverbände forderten 

im Falle der Bestätigung der Vorwürfe des Rechnungshofes eine grundlegende Reform der 

Bundesanstalt für Arbeit. Aus SPD und Gewerkschaftskreisen wurden personelle Konsequen-

zen bei der Bundesanstalt gefordert. Seitens Union und FDP wurden zudem Rücktrittsforderun-

gen gegenüber Arbeitsminister Riester laut. Der Skandal heizte sich in den folgenden zwei Wo-

chen derart auf, dass die Bundesregierung zum Handeln gezwungen war: Am 20. Februar gab 

Riester den Rückzug des Präsidenten der Bundesanstalt, Bernhard Jagoda, bekannt. Nachfolger 

wurde Florian Gerster, bislang sozialdemokratischer Sozialminister in Rheinland-Pfalz, der sich 
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schon im Rahmen der Niedriglohndebatte einen Namen gemacht hatte und als arbeitsmarktpoli-

tischer Reformer galt.  

  Der designierte Chef der Bundesanstalt für Arbeit profilierte sich schon in den ersten 

Tagen nach seiner Nominierung durch unkonventionelle Forderungen. Unter anderem sprach er 

sich dafür aus, die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld für Ältere stufenweise zu reduzieren und 

Einschnitte bei den Leistungen für Langzeitarbeitslose vorzunehmen. Während sich der Bun-

deskanzler deutlich hinter Gerster stellte und auch die Fraktion der Grünen den Innovationswil-

len des neuen BA Chefs begrüßten, wurde seitens der Gewerkschaften harsche Kritik laut. In 

der „Saarbrückener Zeitung“ warnte Jürgen Peters, der Zweite Vorsitzende der IG Metall, den 

Kanzler, die Arbeitnehmer könnten sich bei der anstehenden Bundestagswahl der SPD verwei-

gern (ZDF 14.03.2002) und auch die Vorsitzende des Bundestagsausschusses für Arbeit und 

Soziales, Doris Barnett (SPD), sowie andere SPD Politiker kritisierten die Vorhaben Gersters 

scharf (ZDF, 18.03.2002).9  

  Trotz der Kritik der traditionellen Gewerkschaftsflügel und Teilen der SPD bot sich die 

Vermittlungskrise der Bundesanstalt als Einfallstor für Schröder und die Reformer der SPD. Ge-

rade aufgrund der Öffentlichkeitswirksamkeit des Vermittlungsskandals wurden Reformen 

durchsetzbar und vermittelbar. Durch den externen Schock wurde der Umgestaltungsbedarf des 

Systems der Arbeitsvermittlung überdeutlich. Dies betraf nicht alleine den Umbau der Struktur 

der Bundesanstalt selbst sondern gleichsam auch die Veränderung der Instrumente. Wenn die 

tatsächlichen Vermittlungszahlen, d.h. die Leistungen der BA erheblich geringer waren als an-

genommen, so wurde damit auch das verfügbare arbeitsmarktpolitische Instrumentarium (des 

SGB III) in Frage gestellt. Zu den Sofortmaßnahmen der Bundesregierung zählten nun eine 

Neugestaltung der Organisation der Bundesanstalt (Abschaffung der Position des Präsidenten 

und Organisation der Verwaltungsspitze nach privatwirtschaftlichen Kriterien mit einem Vor-

stand und Verwaltungsrat), die Stärkung privater Arbeitsvermittler (Abschaffung der Zulas-

sungspflicht für private Arbeitsvermittler durch die Arbeitsverwaltung) sowie die Ausgabe von 

Vermittlungsgutscheinen an Personen, die mehr als drei Monate arbeitslos sind. Gleichzeitig 

wurde die Einsetzung einer Kommission zur Reform der Bundesanstalt beschlossen, die unter 

der Leitung des VW-Managers Peter Hartz ihre Arbeit zügig aufnahm.  

  Als im Juni und Juli 2002 die ersten Vorschläge der Kommission durch Medienberich-

te bekannt wurden, äußerten SPD Linke und Gewerkschaften zwar Kritik an den Vorschlägen 

zu Kürzungen bei Leistungen für Arbeitslose und Sozialhilfeempfänger (ZDF, 25.06.2002, 

01.07.2002); durch die Besetzung der Kommission auch mit Gewerkschaftsvertretern wurde 

                                                      

9 Zu Entwicklung der BA im Längsschnitt und ihrer ausgeprägten korporatistischen Struktur vgl. Trampusch 2002 
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den Vorschlägen jedoch später Schärfe genommen und schien eine Berücksichtigung der Ar-

beitnehmerinteressen gewährleistet. Die Ergebnisse der Kommission wurden am 16. August 

2002 vorgestellt (<http://www.bma.bund.de/download/Hartz-Kommission/kurzfassung.pdf>), 

und stellen einen Kompromiss zwischen den verschiedenen in der Kommission vertretenen In-

teressengruppen dar. Zentrale Elemente der Vorschläge sind unter anderem:  

� die Umgestaltung der Arbeitsämtern zu JobCentern, welche neben den originären 

Dienstleistungen der BA arbeitsmarktrelevante Beratungs- und Betreuungsleistungen 

(Sozialamt, Jugendamt, Wohnungsamt, Sucht- und Schuldenberatung etc.) miteinander 

verbinden,  

� die Beschleunigung der Vermittlung durch Vereinfachung der Prozesse und Instrumen-

te, durch Erhöhung der Eigenverantwortung der Fachkräfte, Reduzierung der Betreu-

ungsquote, 

� die Verschärfung der Zumutbarkeitskriterien für die Arbeitsaufnahme, 

� die Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, 

� die Einrichtung von PersonalServiceAgenturen, die ähnlich wie Zeitarbeitsfirmen ar-

beiten,  

� die Bildung von „Ich-AGs“ als zeitlich befristet bezuschusste Vorstufe zu einer voll-

wertigen Selbständigkeit,  

� die Finanzierung von Arbeitsplätzen mithilfe des JobFloaters (Gewährung von Darle-

hen für kleine und mittlere Unternehmen bei der Festeinstellung zuvor Arbeitsloser). 

 

Nach der Übergabe des Berichts an die Bundesregierung beschloss diese am 21. August die zü-

gige Umsetzung der Hartz-Vorschläge. Am 4. September gab Arbeitsminister Riester bekannt, 

dass die Umsetzung der Vorschläge schon begonnen hat, schon am 16. September wurde die 

erste PersonalServiceAgentur eingeweiht, bis zum Jahresende sollen 50 Agenturen eingerichtet 

werden.  

  Gewerkschaften und SPD begrüßten die Vorschläge einstimmig (ZDF, 16.08.2002). 

Gerade im Hinblick auf die Äußerungen der Gewerkschaften wird jedoch die Bedeutung des 

Zeitpunktes der Veröffentlichung des Hartz-Berichts für die gewerkschaftliche Zustimmung 

deutlich: Einerseits würdigten der DGB und die IG Metall die Hartz-Vorschläge als Chance 

zum Abbau der Arbeitslosigkeit und stellten sich hinter die Regierung – der IG Metall Vorsit-

zende Klaus Zwickel rief sogar ausdrücklich zur Wahl der SPD auf (DGB 2002a; Frankfurter 

Rundschau 24.08.2002). Andererseits klang bei der Stellungnahme der IG Metall zum Bericht 

der Hartz-Kommission auch deutliche Kritik durch, etwa an der Ausweitung der Leiharbeit 

durch PersonalServiceAgenturen (PSA), der Senkung der Arbeitslosenhilfe und der Ausweitung 
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der geringfügigen Beschäftigung (Frankfurter Rundschau, 28.08.2002). 10 Mit der sofortigen 

Umsetzung der Vorschläge nutzte die SPD die Gunst der Stunde und implementierte eine Poli-

tik, die unter anderen Bedingungen wenn überhaupt, dann nur gegen erhebliche Widerstände 

der Gewerkschaften und mit deutlichem Ansehensverlust bei der gewerkschaftsnahen Wähler-

klientel hätte umgesetzt werden können.  

 

 

4.4.  Verpasste Aktivierung: Konstanz der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik 

und der Erwerbsbeteiligung 

Was die Ausgabenpolitik der rot-grünen Regierung anbelangt, wäre zu erwarten gewesen, dass 

sich der Anteil der Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik gemäß der traditionellen sozialde-

mokratischen Strategie sowie des angekündigten aktivierenden Reformkurses der Regierung 

Schröder erhöhen würde. Dies war verglichen mit den letzten Jahren der Regierung Kohl zwar 

durchaus der Fall, gleichwohl zeigt sich, dass die Regierung Kohl ebenfalls mit einem zum Teil 

recht hohen Mittelvolumen für aktive Arbeitsmarktpolitik operiert hat (vgl. Schaubild, s.a. Hei-

nelt/Weik 1998). Selbst wenn man von der Ausnahmesituation in den ersten Jahren nach der 

Vereinigung, in denen über Vorruhestandsregelungen und andere Maßnahmen versucht wurde, 

die verheerende Arbeitsmarktsituation in den ostdeutschen Ländern aufzufangen, absieht, ist 

nach der „Normalisierung“ der Situation seit Mitte der 90er Jahre doch zwischenzeitlich ein 

ähnlich hohes Niveau wie unter der Regierung Schröder erreicht worden. Und auch unter frühe-

ren Regierungen schwankten die Anteile stark. In der Regel gingen sie mit steigender Arbeitslo-

sigkeit zurück und stiegen dann mit sinkender Arbeitslosigkeit (prozyklische Ausgabenpolitik).  

                                                      

10 Eine Prüfung der Umsetzungsmöglichkeiten und kritische Bewertung einiger Vorschläge hat ferner das IAB (2002) 
unternommen; ambivalent sind auch die Einschätzungen über die empirischen Wirkungen von befristeten Arbeits-
verträgen (vgl. etwa Giesecke/Groß 2002) oder den Bedarf an organisatorischer Integration der BA (im Lichte des 
internationalen Vergleich Clasen 2001).  
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Entwicklung der Arbeitslosigkeit und der Ausgaben für Aktive 
Arbeitsmarktpolitik 1991-2002

(2002 Ausgaben: Planwerte; Arbeitslose: Stand Juli 2002)
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Eine wichtige Ursache für die Ausgabenentwicklung sind die institutionellen Bedingungen der 

Arbeitsförderung in Deutschland. Da sowohl aktive als auch passive Maßnahmen aus Versiche-

rungsleistungen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern gezahlt werden, steigt bei steigender Ar-

beitslosigkeit die Notwendigkeit aus diesem (begrenzten) Budget passive Leistungen zahlen zu 

müssen – der Spielraum für aktive Maßnahmen verringert sich. Zwar hat die Bundesregierung 

die Möglichkeit, Zuschüsse zum Budget der BA zu gewähren (und tut dies in der Regel auch in 

geringem Maße – sie muss Defizite ausgleichen), jedoch hat sich in der Geschichte des 

AFG/SGB III selten eine Regierung auf deutliche steuerfinanzierte Erhöhungen des Budgets 

eingelassen. (vgl. auch Webber 1987; Reissert/Schmid 1987; Blancke/Schmid/Roth 2000). Als 

neuer haushaltspolitischer Druck kamen die Maastricht-Kriterien hinzu, welche ebenfalls einen 

sparsamen Umgang mit den finanziellen Ressourcen des Bundes verlangten und den finanziel-

len Handlungsspielraum der Regierung einschränkten.  

  Zugleich bildet der Indikator den Wechsel von der aktiven zur aktivierenden Arbeits-

marktpolitik nur teilweise ab (vgl. auch Schmid 2002: 385ff). Aktivierung zielt zugleich auf ei-

ne Erhöhung der Erwerbsquote und tangiert andere Politikfelder durch die der Zugang bzw. 

Abgang zum Arbeitsmarkt reguliert wird. Hierzu zählen besonders zwei Maßnahmen: Zum ei-

nen die verbesserte Vereinbarung von Familie und Beruf, was eine entsprechende Infrastruktur 

an Betreuungseinrichtungen erfordert; zum anderen die Beendung der Frühverrentungspraxis 

als sogenannter „sozialverträglicher Ausstieg“ für ältere Arbeitnehmer. Hier ist jedoch nur we-

nig umgesetzt worden. Zugleich zeigen sich zwar leichte Veränderungen der Erwerbsquote im 

Zeitverlauf, doch sind diese zu Beginn des Jahrzehnts Folge der deutschen Einheit (bzw. des 

anderen Erwerbsverhaltens in den neuen Bundesländern) und gegen Ende durch die verbesserte 
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Lage am Arbeitsmarkt sowie durch die Einführung der Sozialversicherungspflicht für geringfü-

gig Verdienende (630 Mark/325 Euro Jobs) verursacht. Gegenwärtig sinkt die Erwerbsbeteili-

gung – wie in ganz Europa – wieder leicht ab (vgl. Tabelle).11 

 
Erwerbsbeteiligung im Vergleich  

(in % der Bevölkerung zwischen 15 und 64) 

 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 

D 71,4 71,3 70,7 70,3 70,8 71,4 71,6 72,2 71,6 

Dk 82,7 79,3 80,1 80,1 79,8 79,3 80,6 80,0 79,2 

EU 66,4 66,5 66,4 66,8 68,1 68,6 69,1 69,6 69,2 

GB 77,5 77,4 77,2 77,3 76,2 75,9 76,3 76,6 74,9 
Quelle: OECD (Labour Force Statistics,) 

 

Insgesamt wurden die formulierten Ziele in der Arbeitsmarktpolitik – Abbau der Arbeitslosig-

keit und höhere Erwerbsbeteiligung – nicht erreicht: Zum Ende der Legislaturperiode stand die 

Bundesregierung vor einer fast identischen Zahl an Arbeitslosen wie zum Zeitpunkt der Regie-

rungsübernahme und auch die Erwerbsbeteiligung blieb in etwa gleich. Dabei muss jedoch be-

rücksichtigt werden, dass die aktive Arbeitsmartpolitik mit einer nachhaltigen Belebung des Ar-

beitsmarktes überfordert ist, da sie im Grunde keine neue Beschäftigung schafft, sondern „nur“ 

Übergänge in den regulären Arbeitsmarkt verbessern kann. Entsprechend kritisch urteilen etwa 

Mitglieder aus der Benchmarkinggruppe, die den Ausbau eines Niedriglohnsektors vorgeschla-

gen hatten, um die Zahl der Arbeitsplätze zu erhöhen (Heinze/Streeck 2002). 

 

5.  Fazit: Do Parties matter?  

Vor dem Hintergrund der empirischen Befunde stellt sich nun abschließend aus stärker policy-

theoretischer Sicht die Frage nach der Reichweite der Parteiendifferenzhypothese. Festzuhalten 

bleibt zunächst, dass wir es im vorliegenden Fall durchaus mit einem Politikwandel, ja sogar mit 

einem doppelten Wandel, zu tun haben. Im ersten Fall in Richtung „klassischer“ Sozialdemo-

kratie, im zweiten Fall (dritte Phase) in Richtung „Dritter Weg“ bzw. im Sinne der Wählerma-

ximierungsthese von Downs und eines reformpolitischen Konjunkturzyklus (Ruß-Mohl 1993). 

Gleichzeitig wurde jedoch auch deutlich, dass sowohl institutionelle Konstellationen als auch 

Vetospieler12 innerhalb und außerhalb der Partei eine nicht unbedeutende Rolle für den Regie-

                                                      

11  Ein weiterer Aspekt von arbeitsmarktpolitischen Reformen in Deutschland ist das Fehlen von umfassenden De-
zentralisierungs- und Wettbewerbsstrategien, die sich gerade im Kontext des Föderalismus anbieten bzw. in ande-
ren Ländern praktiziert werden (vgl. etwa Trampusch 2000, Klassen/Schneider 2002, Blancke 2002). 

12  Hierbei verstehen wir Vetospieler breiter als in der gängigen politikwissenschaftlichen Literatur, in der auf formale 
Vetorechte abgehoben wird (Tsebelis 2000).  
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rungskurs spielten.  

  In der ersten Phase konnten mit der Einlösung der Wahlversprechen und einigen ande-

ren, eher kleineren Maßnahmen einerseits Reformen durchgeführt werden, die auf breiten Kon-

sens in der SPD stießen, „typisch“ sozialdemokratisch waren und gleichzeitig Akzente setzten, 

um die Gewerkschaften zufrieden zu stellen. Auf der anderen Seite konnte eine keynesianische 

Politik seitens des Lafontaine-Flügels nicht dauerhaft durchgesetzt werden, da sowohl der Euro-

päische Kontext dies nicht zuließ (Maastricht und der Stabilitätspakt; Unabhängigkeit der EZB) 

als auch seitens des Reformflügels der SPD um den Kanzler und der Grünen eine solche Strate-

gie nicht erwünscht war.  

  In der zweiten Phase, die durch weitgehende Stagnation in der Arbeitsmarktpolitik ge-

kennzeichnet war, zeigt sich ein schwacher regierungspolitischer Einfluss. Hier kommen vor 

allem mikropolitische Faktoren (Bogumil/Schmid 2001) zum Tragen. So waren zwar Wissens-

koalitionen (s. dazu Sabatier 1993) in der Arbeitsmarktpolitik in der Benchmarking-Gruppe ein-

flussreich, ihre Reichweite in die Administration und die politischen Organisationen fielen je-

doch erheblich schwächer aus. Während der Reformflügel der SPD weitreichende Veränderun-

gen in Richtung „Dritter Weg“ anstrebte, blockierten nun Widerstände im Bündnis für Arbeit 

und innerhalb des linken Parteiflügels diesen Reformkurs; die Folge war ein weitreichender 

Stillstand und eine Einigung auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner.  

  Gleichzeitig verloren Reformanstrengungen auch ihre Unerlässlichkeit: Die 

Arbeitslosigkeit sank bis Mitte 2001 fast bis auf das gewünschte Ziel, die Bundesregierung 

konnte auf weitere konjunkturelle Effekte hoffen und nebenbei ihre Steuerreform als 

beschäftigungspolitischen Erfolg handeln. Angesichts dieser Entwicklung stellte eine 

Forcierung der Arbeitsmarktreformen keine Priorität der Politik mehr dar und die 

Bundesregierung konnte einem Dissens mit den Gewerkschaften und dem gewerkschaftsnahen 

SPD-Flügel aus dem Weg gehen – zumal eine weitere Belastung des Bündnisses mit 

Kontroversen auch noch das Bündnis selbst und die wenigen erhofften Ergebnisse im Bereich 

Niedriglohn gefährdet hätten.   In der dritten Phase schließlich stieg der regierungspolitische Einfluss auf den Policy-

Output wieder sehr deutlich an – diesmal jedoch nicht in die „klassisch“ sozialdemokratische 

Richtung, sondern nun konnte der Reformflügel deutlich Boden gewinnen. Drei Faktoren führ-

ten dazu, dass sich für die Bundesregierung ein „window of opportunity“ (Kingdon 1984: 

173 ff.) öffnete und den Weg für einige Reformen freigab. Zum einen zeigte sich ab Ende 2001 

wieder eine steigende Arbeitslosigkeit, die erneutes Handeln notwendig machte. Stillstand wäre 

unter diesen Bedingungen politisch nur schwer zu vermitteln gewesen. Des weiteren wirkte ein 

„Timing-Effekt“: Die Bundestagswahlen rückten näher, was nicht nur die Dringlichkeit wirk-

samer Reformen erhöhte, sondern – vor dem Hintergrund des Parteienwettbewerbs – auch dis-
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ziplinierend auf Gewerkschaften und parteiinterne Veto-Spieler wirkte. Hinzu kam drittens 

schließlich der Vermittlungsskandal der Bundesanstalt, der die Regierung, zum schnellen Han-

deln zwang. Unter diesen Bedingungen konnten in besonderer Eile Reformen auf den Weg ge-

bracht werden, welche unter anderen Umständen zu erheblichen Schwierigkeiten, langen Ver-

handlungen und stärkeren Rücksichtnahmen geführt hätten. Je näher der Zeitpunkt der Wahlen 

rückte und je stärker der arbeitsmarktpolitische Problem- und Handlungsdruck wurde, desto 

freier wurde daher die Regierung in ihren Handlungsmöglichkeiten. Gleichwohl darf das Maß 

der Reformen nicht überbewertet werden. So wurde beim Job-Aqtiv-Gesetz auf weitreichende 

Leistungskürzungen verzichtet und auch das Papier der Hartz-Kommission stellt einen Kom-

promiss dar und wurde, nicht zuletzt durch die gewerkschaftlichen Vertreter in der Kommissi-

on, um einige Schärfen geglättet. Zudem sind die Vorschläge bisher nur in Ansätzen umgesetzt 

worden und es bleibt abzuwarten, ob die Maßnahmen nach dem Wahltag tatsächlich so reali-

siert werden, wie sie vorgeschlagen wurden.  

 

 

Phasen der arbeits-
marktpolitischen Re-

formen 

Regierungspolitischer Ein-
fluss auf das Policy-Output Relevante Einflussfaktoren  

I 
Einlösung der Verspre-

chen und erste Maß-
nahmen 

hoch 
(i.S.v. Umsetzung der „klas-
sisch“ sozialdemokratischen 

Programmatik) 

� keine bzw. schwache Vetospie-
ler 

I 
Keynesianische Nach-

fragesteuerung 
(faktisch) niedrig  

� institutionelle Hemmnisse 
� parteiinterne Vetospieler 

(Reformflügel der SPD)  

II 
Stagnation 

niedrig 

� Verhandlung und Blockade; 
parteiinterne und externe Veto-
spieler  

� sinkender Problemdruck (wg. 
sinkender Arbeitslosigkeit) 

III 
Endspurt: Reform des 

Arbeitsförderungsrechts 
und der BA 

hoch  
(i.S.v. Reformkurs) 

Öffnung eines Window of Opportu-
nity durch  
� steigende Arbeitslosigkeit 
� externen Schock (Vermittlungs-

skandal) 
� anstehende Bundestagswahlen 

(mit disziplinierender Wirkung 
auf potenzielle Vetospieler)  
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Zusammenfassend zeigt sich, dass eine statische Anwendung der Parteiendifferenzhypothese 

und des Vetospieler-Theorems zu kurz greifen und nur begrenztes Erklärungspotenzial besitzen. 

Vielmehr sind bei der Analyse des Policy-Making zusätzliche – situative, institutionelle und 

mikropolitische – Dimensionen zu beachten: Erstens sind „Veto-Spieler“ nach unserem Ver-

ständnis von der rein formalen Vetoposition der Akteure wie bei Tsebelis (2000) zu trennen. 

Auch Widerstände seitens Interessengruppen können in Entscheidungsprozessen sehr deutliche 

Blockadewirkungen entfalten, im vorliegenden Fall waren insbesondere die Gewerkschaften 

und parteiinterne Akteure von Bedeutung (vgl. dazu Heinze 2002). Gerade bei den Sozialdemo-

kraten sind hier aufgrund der engen Beziehungen zwischen Teilen der Gewerkschaften und Tei-

len der SPD auch Beeinflussungen und Wechselwirkungen zu erwarten, welche in die Partei 

selbst hinein reichen und einen starken Einfluss auf das Handeln von Regierungen haben kön-

nen. Zweitens sind institutionelle Schranken staatlichen Handelns gesetzt, welche selbst konsen-

suale Vorhaben zum Scheitern bringen können; d.h. zum Beispiel, dass selbst wenn die Regie-

rung keynesianische Programme hätte durchsetzen wollen, diese zumindest mittel- und langfris-

tig doch an den restriktiven Europäischen Institutionen gescheitert wären. Drittens wirken exter-

ne Schocks und Problemdruck auf Regierungshandeln und können die Macht von Vetospielern 

brechen. Der Veränderungsdruck wird angesichts der Schocks so groß, dass jegliche Blockade 

von Reformen nicht mehr vermittelbar wäre. Ergänzend kommt das Timing von Reformvorha-

ben hinzu. Wo zu einem bestimmten Zeitpunkt eine starke Vetoposition mächtiger Akteure er-

wartet werden kann, kann ein anderer Zeitpunkt (etwa bei anstehenden Wahlen) den Parteien-

wettbewerb zur eigentlichen Motivationsgröße avancieren lassen, damit disziplinierend wirken 

und Reformen möglich machen. Glückliche Umstände – fortuna genannt bei Machiavelli – ge-

hören eben auch zum Erfolg in der Politik. 
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